
Die allgemeine Anerkennung des Prinzips
der Verfolgung und Bestrafung von Kriegsverbrechern
An der Tatsache, daß das Verbrechen gegen den Frie­
den anerkanntermaßen das schwerste und konsequent 
zu verfolgende Völkerrechtsdelikt ist, können all diese 
Winkelzüge aber nichts ändern. Im Urteil des Nürn­
berger Internationalen Militärtribunals wurde mit 
Recht betont:

\ „Die Entfesselung eines Angriffskrieges ... ist nicht 
bloß ein internationales Verbrechen; es ist das 
schwerste internationale Verbrechen, das sich von 
anderen Kriegsverbrechen nur dadurch unterscheidet, 
daß es in sich alle Schrecken der anderen Verbrechen 
einschließt und anhäuft.“8 

Damit gab das Internationale Militärtribunal, das sich 
in seiner Arbeit an die sowjetische Aggressionsdefini­
tion des Jahres 1933 anlehnte, zwar keine Definition 
der Aggression selbst. Die Schlußfolgerung des Tribu­
nals über den verbrecherischen Inhalt und die Strafbar­
keit eines aggressiven Krieges ist aber — wie der ehe­
malige stellvertretende Hauptankläger der UdSSR in 
Nürnberg, L . N . S m i r n o w ,  mit Recht betont — „eine 
zutiefst richtige und progressive Erkenntnis, die eine 
neue, wichtige Etappe in der Entwicklung des inter­
nationalen Rechts kennzeichnet.“9 Man kann auch dem 
seinerzeitigen stellvertretenden britischen Haupt­
ankläger, M a x w e l l - F i f e ,  nur beipflichten, wenn 
er die persönliche Verantwortlichkeit für Verbrechen 
gegen den Frieden unterstreicht und es „als die Pflicht 
und das Recht der Nationen der Welt“ bezeichnet, 
gegen Friedensverbrecher ein Verfahren anzustrengen10. 
In der Resolution 95 (I) der Vollversammlung vom 
11. Dezember 1946 über die B e s t ä t i g u n g  der Nürn­
berger Prinzipien bekannten sich zudem die UN-Mit- 
gliedsstaaten einmütig zu den Grundsätzen des Völker­
rechts, wie sie im Statut des Internationalen Militär­
gerichtshofs und im Urteil von Nürnberg anerkannt 
wurden. Der amerikanische Vorschlag für die Resolu­
tion hatte bezeichnenderweise die „Kodifikation“ der 
Nürnberger Prinzipien in der Vordergrund gerückt. Auf 
sowjetische Initiative kam es zur Formulierung „Bestä­
tigung“ („affirmation“ an Stelle von „codification“)11. So 
wurde die bereits vorab gegebene Verbindlichkeit der 
Nürnberger Prinzipien zusätzlich unterstrichen. „Ob­
wohl diese Bestätigung nicht die bindende Kraft eines 
Vertrages hat“ — betont der Berater des US-Außen- 
ministeriums, J e s s u p ,  — „ist ihre politische und wahr­
scheinlich auch rechtliche Kraft so groß, als ob sie 
bereits in Vertragsform vereinbart worden wäre.“12 
Jessup übersieht, daß die Resolution der Vollversamm­
lung bereits bestehendes, auf verbindliche völkerrecht­
liche Verträge zurückgehendes Recht bestätigt, also in 
diesem Falle nicht den Charakter einer „Empfehlung“, 
sondern einer politischen und rechtlichen Manifestation 
hat. Trotz seiner formalen Betrachtungsweise erkennt 
aber auch Jessup, daß sich heute niemand mehr der 
Allgemeinverbindlichkeit der Nürnberger Prinzipien 
entziehen kann.
Zur Ächtung von Angriffskriegen als schwerstem inter­
nationalen Verbrechen leistete — im Gegensatz zum 
OKW-Prozeß und anderen Nürnberger Nachfolgepro­
zessen — auch der Wilhelmstraßen-Prozeß einen erfreu­
lichen Beitrag. Das Urteil des amerikanischen Militär­
tribunals weist die Versuche zurück, für Revanche-
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kriege einen Vorwand zu konstruieren, und ist daher 
angesichts der Entwicklung in Westdeutschland von 
besonderer Aktualität13 * 14.
Die allgemeine Anerkennung und Bedeutung des Prin­
zips der Verfolgung und Bestrafung der Kriegsver­
brecher wird im übrigen auch durdi seine Aufnahme 
in die Friedensverträge mit Italien, Rumänien, Bulga­
rien, Ungarn und Finnland vom 10. Februar 1947 
unterstrichen. Der inhaltlich fast gleiche Wortlaut die­
ser Artikel zeugt von ihrer gemeinsamen — trotz aller 
imperialistischen Intrigen stabilen — Wurzel: den kon­
struktiven Vereinbarungen der Anti-Hitler-Koalition. 
„Im Interesse aller Vereinten Nationen“, wie es 
treffend in der Präambel heißt, wurde das Londoner 
Abkommen über die Verfolgung und Bestrafung der 
Hauptkriegsverbrecher der europäischen Achsenmächte, 
dessen integrierenden Bestandteil das Statut des Inter­
nationalen Militärtribunals bildet, am 8. August 1945 
von den Vertretern der UdSSR, Frankreichs, der USA 
und Großbritanniens unterzeichnet. Die in Artikel 5 des 
Abkommens eingeräumte Beitrittsmöglichkeit nahmen 
19 weitere Vereinte Nationen wahr. Viele dieser Staa­
ten wirkten zudem aktiv an der Vorbereitung der 
Anklage mit.
Dieses Bekenntnis zu den Nürnberger Prinzipien und 
die weltweite Beteiligung an der Vorbereitung und 
Durchführung des Prozesses, die in der Folgezeit ebenso 
beim Tokioter Hauptkriegsverbrecherprozeß deutlich 
wurde, war ein wesentliches Ergebnis des geschlosse­
nen und konsequenten, Wirkens der antifaschistischen 
Volksfront, die sich unter Führung der UdSSR im 
Kampf gegen den imperialistischen Raubkrieg Hitlers 
und für einen dauerhaften Frieden in Übereinstimmung 
mit dem vom 7. Weltkongreß der Kommunistischen 
Internationale schon 1935 vorgezeichneten Weg auf 
breitester internationaler Basis herausgebildet hatte. 
Die imperialistischen Regierungen des Westens konnten 
sich im Interesse ihrer eigenen Machtbehauptung den 
Forderungen der Völker auf Sanktionierung demokra­
tischer völkerrechtlicher Prinzipien nicht mehr wider­
setzen. Sie mußten in der Satzung der Vereinten Natio­
nen, im Potsdamer Abkommen und im Londoner Statut 
völkerrechtliche Grundsätze bestätigen, die ihrem Klas­
senwesen, ihrem Drang nach nationaler und inter­
nationaler Unterdrückung im Kern widersprechen und 
zur Bändigung des aggressiven Imperialismus bei­
tragen.
Im Kampf gegen die imperialistische Gewaltpolitik war 
in Nutzanwendung der Lehre von M a r x ,  „die ein­
fachen Gesetze der Moral und des Rechts, welche die 
Beziehungen von Privatpersonen regeln sollten, als die 
obersten Gesetze des Verkehrs von Nationen geltend 
zu machen,“1''' ein bedeutender Erfolg errungen worden.

Der Widerstand imperialistischer Kreise
gegen die Durchsetzung der Nürnberger Prinzipien

Leicht war der Weg zur Durchsetzung der Nürnberger 
Prinzipien nicht. Starke Widerstände in den westlichen 
Staaten mußten gebrochen werden, ehe die Nürnberger 
Grundsätze ihre förmliche Bestätigung fanden. Den 
imperialistischen Staaten ging es dabei weniger um die 
Kriegsverbrechen in engeren Sinne und ihre Ahndung. 
Die eigentliche Streitfrage war immer wieder die Ahn­
dung des Verbrechens gegen den Frieden, weil hier 
notwendig die Fäden zur Aggressivität des Imperialis­
mus gezogen werden konnten und gezogen werden 
mußten.
Im November 1944 mahnte Kronanwalt D. N. P r i 11 : 

„Die Wichtigkeit der befriedigenden Durchführung der 
Bestrafung der Kriegsverbrecher ist weit größer, als
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